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Radon in Gebäuden:  

Das geologische 
Radonpotential im 
Spannungsfeld der 
Radonvorsorge auf 
Seite 3 – 5 

 

 

Radonvorsorgegebiete: 

Niedersachsen 
auf Seite 6/7 
 Sachstand End-  

lagersuche 
auf Seite 2 u. 8/9 
 

Beruhen Radonvorsorgegebiete auf seriösen Prognosen? 
Die Vielfalt der Einflussparameter auf das geologische Radonpotential ist enorm und führt mittels 

mathematischer Modellierung schnell ins Nirvana Die Vorhersage regiona-
ler Radonbelastungen 
ohne eigentliche Mes-
sung des krebserregen-
den Gases in der Gebäu-
deluft beruht auf der ma-
thematischen Modellie-
rung des sogenannten 
geologischen Radonpo-
tentials und dessen heu-
ristisch-wahrscheinlichen 
Verbindung zum Inhouse-
Radon.  
Formeln und Einflussfak-
toren zeigt die Grafik. 
Heuristik bedarf der Intui-
tion und Erfahrung, hier 
gleichbedeutend mit Da-
tenvielfalt und -vielzahl. 
Prognostizierte Wahr-
scheinlichkeiten können 
schnell als Fake News en-
den. Für jedes Radonpo-
tential k wird noch eine 
"Wahrheitstabelle" erstellt 
und was dann aus dieser 
Glaskugel gelesen wird, 
kann der Leser ab Seite 3 
erfahren. 

RP = 

𝑪𝑹𝒏
𝒌𝑩𝒒∗⁄ 𝒎−𝟑

− 𝒍𝒐𝒈(𝒌
𝒎𝟐⁄ ) − 𝟏𝟎

 

 
log (k / m2) – b = log (k / m2) – 10 

Ermittlung des Achsabschnittes -10 aus Extrapolation 

bis CRn = 0; empirische Messdaten ebenso möglich 

Elektromagnetische Strahlung 

Smarte Übertragungs-

technik im Haushalt 
Teil 4 Verbrauchszähler  
auf Seite 10/11 

Migrationsprozesse, Diffusion 

und Konvektion, bodenphysikali-

sche und geochemische und 

hydro-(geo)-logisch-geodynami-

sche und meteorologische Para-

meter bestimmen Einflussfakto-

ren der Bodenpermeabilität k 

 

𝒌 =  
𝑉 ∗ 𝑙 ∗ 𝜂

𝑎 ∗ 𝛥𝑝⁄  

 

𝐥𝐨𝐠 (𝒌
𝒎𝟐⁄ ) 

= 𝒎 (
𝑪𝑹𝒏 

𝒌𝑩𝒒 ∗⁄  𝒎−𝟑) + 𝒃 

 

Radonbelastung 

Radon in 

Ronneburg 
auf Seite 12-15 

Unabhängiges Informationsblatt zu Radioaktivität, Strahlung, Radon-Belastungen  
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Aus dem Inhalt 
Zum Thema Radonvorsorge 

im Wohn- und Arbeitsbereich 

positioniert sich die Stadt 

Ronneburg in für Behörden 

unerwarteter Weise: Sie stellt 

die Vorgaben und Auflagen 

des Thüringer Landesamtes 

nicht nur in Frage, sondern 

geht gegen deren Allgemein-

verfügung gerichtlich vor. 

Die Begründung hierfür fasst 

der Hauptamtsleiter der Stadt, 

Heiko Örtel in seinem Beitrag 

auf Seite 12-15 zusammen.  

 

Die Serie zur Radonvorsorge 

in den Bündesländern wird 

heute mit Niedersachsen auf 

S. 6/7 fortgesetzt. Eine 

fachliche Grundlagenbewert-

ung zum hierfür maß-

geblichen Radonpotntial 

startet heutigen Hauptbeitrag 

ab Seite 3. 
 

Die „Atommüllendlager-

suche“ ist seit Jahren in 

Vorbereitung. Aber jetzt wird 

es konkreter, ohne dass eine 

breitere Öffentlichkeit 

eigentlich davon Notitz 

nimmt. Nicht nur die Krisen 

der heutigen Zeit, sondern 

auch das komplexe, aber für 

Aussenstehende verwirrende 

Verfahren verhindert es 

offensichtlich. Letzderem 

abzuhelfen, dient die nähere 

Erläuterung ausgewälter 

Schwerpunke: Heute bezogen 

auf Thüringen auf Seite 8/9. 

  

Auf S. 10/11 ist wieder ein 

Artikel aus der elektro-

magnetischen  Strahlungs-

Rubrik zu finden, diesmal 

zur Strahlungsstärke 

häuslicher Verbrauchszähler. 

Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle:  

Es wird ernst mit der Standortsuche für die nukleare Endlagerung in Deutschland. Die 

Bundesgesellschaft für Endlagersuche (BGE), mit dem Bundesamt für Sicherung der 

nuklearen Entsorgung (BASE) im Hintergrund, veranstaltet öffentliche Anhörungen; zu-

letzt das Forum Endlagersuche (20./21.05.22 in Mainz). Das Nationale Begleitgremium 

(nicht zu verwechseln mit dem Planungsteam Endlagersuche (PFE)), im Selbstverständ-

nis ein unabhängiger, pluralistischer „berufener“ Personenkreis, hat vermittelnde Aufga-

ben zwischen „Suchenden und Gesuchten“ übernommen und war aktuell in Thüringen 

zugange. In Jena fand am 25.06.22 die Anhörung "Auf der Suche nach einem Atommüll-

Endlager: Thüringen im Suchverfahren" auf Basis von Voranmeldungen statt. Es erfolgte 

eine Einstimmung, dass die großflächige Ausweisung von sogenannten Teilgebieten 

über rund 60% Thüringens gerade dieses Bundesland in den Fokus der künftigen End-

lagersuche für den deutschen Atommüll stellen wird. Das hier bereits Vorzugsuntersu-

chungsgebiete bestimmt wurden, wird noch nicht offen genannt. Auch wenn die Entschei-

dung an höchster Stelle, wo dann die Endlagerung tatsächlich stattfindet, erst in neun 

Jahren erfolgt, ist bereits viel früher mit einer Feststellung des eigentlichen Endlagerortes 

zu rechnen. Gut, dass in Jena schon von kommunaler Seite auf „fairen“ Lastenausgleich 

gedrängt wurde; gut auch, dass die NBG dortige Kritik als „Ressource des Auswahlpro-

zesses für bestmöglicher Sicherheit“ sieht. Den meisten Kommunen ist bewusst, dass, 

wenn sich Landes- und Bundesbehörden auf den Standort eingeschossen haben, es kein 

Entrinnen gibt. Das Thüringer Umweltministerium erschöpfte sich bis dato in der Bereit-

schaft zum weiteren Ausbau „des bestehenden Beratungsnetzwerkes für betroffene Ge-

bietskörperschaften“. Das klingt eher nach vorauseilendem Gehorsam als nach der auf 

der Veranstaltung für ihre Landesanstalt (TLUBN) reklamierten begleitenden Kritik. Wer 

dagegen tiefer fachlich in die Thematik eintauchen möchte, kann sich mit den Ergebnis-

sen der acht Arbeitsgruppen des Mainzer Forums beschäftigen, die sich unterschiedli-

chen Aspekten der Methodenentwicklung zur Standortfindung und -gestaltung widmeten 

(www.endlagersuche-infoplattform.de). Zwar ist im gegenwärtigen Stadium schwer ein-

zuschätzen, was an fundierten Aufgaben aufgenommen bzw. nicht aufgenommen wird 

und welche Ansichten der Kategorie „Bedenkenträgerei“ zuzuordnen sind. Doch ist jede 

„Gebietskörperschaft“ gerade in Thüringen, angesichts des recht verwirrend wirkenden 

„Beratungsnetzwerkes“ mit BGE, BASE, NBG, PFE und was sonst noch kommt, gut be-

raten, sich spätestens jetzt informativ in diese Abläufe einzubringen. Der Kirchliche Um-

weltkreis Ronneburg ist seit Februar 2021 in den für die Öffentlichkeit vorgesehenen Gre-

mien mit am Ball; denn neben der viel beschworenen fachlichen Entscheidungsfindung 

geben letztlich doch die politischen Gewichte den Ausschlag. Und da hat Thüringen mit 

geringer Besiedlung und vergleichsweise wirtschaftlich unbedeutender Aufstellung 

schlechte Karten gegenüber dem politischen Lobbyismus in Deutschland.  

 

 

  

In eigener Sache: Seit Juni 2021 erscheint quartalsweise der Ronneburger Strahlentelex. Im 

Bemühen der Fortsetzung des bis 2018 erschienen „Berliner“ Strahlentelex kommen erfah-

rene Wissenschaftler und Praktiker u.a. aus dem Umfeld der ionisierenden Strahlung zu 

Wort. Aktuell danken wir dem Hauptamtsleiter der Stadt Ronneburg, Herrn Dipl.-Verwal-

tungswirt Heiko Örtel für das ehrenamtliche Engagement, die heutige Ausgabe des Strahlen-

telex mit seinem Fachbeitrag zu bereichern. Trotz des regionalen Charakters greift der Bei-

trag ein landesweites Problem auf, welches mittels „ruhender Klageverfahren“ durch die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit weiter verschleppt werden soll.  
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Warum Radonpotential? 

§ 121 (2) Strahlenschutz-
gesetz (StrlSchG) besagt: 
„Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zu 
bestimmen, unter welchen 
Umständen die zuständige 
Behörde davon ausgehen 
kann, dass in einem Ge-
biet in einer beträchtlichen 
Zahl von Gebäuden mit 

Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen die Refe-
renzwerte nach den §§ 
124 und 126 überschritten 
werden und welche Ver-
fahren und Kriterien für die 
Festlegung der Gebiete 
heranzuziehen sind.“ [1] 
Aus der sich anschließen-
den Strahlenschutzverord-
nung [2] leitete das 

Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) die Entwick-
lung eines Prognosemo-
dells des geologischen 
bzw. geogenen Radonpo-
tentials ab. [3] 
Bei der Anwendung des 
BfS-Verfahren in den ein-
zelnen Bundesländern tra-
ten, vorsichtig ausge-
drückt, eine Reihe von 
Missverständnissen auf, 
die es sinnvoll erscheinen 

lassen, die sehr komple-
xen Modellierungen des 
Verfahrens umfassender, 
aber möglichst allgemein-
verständlich zu erläutern. 
Insbesondere geht es um 
das Verständnis, was das 
Radonpotential (RP) im 
Zusammenhang mit dem 
Radongehalt in Gebäuden 
eigentlich leisten kann.   

Die Hauptkomponente zur 
Festlegung von Radonvor-
sorgegebieten ist nämlich 
die Radonaktivitätskon-
zentration in den Gebäu-
den selbst. Warum also 
der Umweg über den Bau-
grund? 
Die Ermittlung des Radon-
potentiales beruht auf em-
pirischen Kenntnissen von 
Radon- Aktivitätskonzent-
rationen in der Bodenluft 
(CRn-Boden) und der Bo-
dengaspermeabilität (Bo-
den-GP bzw. k-Wert) in 
den verschiedenen Boden- 
und Gesteinsarten (Geolo-
gie). Mögen die physikali-
schen Zusammenhänge 
im Einzelnen nachvollzieh-
bar sein, so ist es das „Ge-
samtpaket“, wie die Grafik 
des Deckblattes dieser 

Strahlentelex-Ausgabe in-
terpretiert, kein triviales 
Unterfangen mehr. Das Di-
agramm in Abb.1 zeigt den 
rechnerischen Zusammen-
hang aus Bodenluft und 
Permeabilität k basierend 
auf einer negativ rezipro-
ken logarithmischen Funk-
tion, die (formeltechnisch 
bedingt) nicht allen 

gängigen Bereichen der 
Gasdurchlässigkeit k (m2) 
von Böden gerecht werden 
kann. Es wird aber davon 
ausgegangen, dass sich 
relevante Bereiche ent-
sprechend der Diagramm-
darstellung abbilden las-
sen. Demnach können 
gleichgelagerte CRn-Bo-
den-Messungen entspre-
chend der Bodendurchläs-
sigkeit einen weiten Poten-
tialbereich abdecken. 
Empfehlungen nach [6] se-
hen eine Beschränkung 
der Permeabilität auf einen 
Nutzungsbereich von etwa 
k = 10-14 - 10-11 vor. Dem-
nach setzt man bei höhe-
rer Permeabilität das RP 
dimensionslos der Zahl der 
CRn-Boden-Daten gleich 
und niedrigere, also dich-
tere Messergebnisse, blei-
ben im Nenner der Formel 
auf 4 begrenzt. 
 
Das globale RP-Modell 
des BfS 
Das empirisch berechen-
bare RP (Formeln siehe 
Deckblatt) verwendete das 
BfS in einem Prognosemo-
dell [3] im Kontext mit der 
Verschiedenartigkeit der 
geologischen Untergründe 
und den zu erwartenden 
Inhouse-Radonkonzentra-
tionen. Umfang und Grad 
der Modellierung wurde 
dabei im Wesentlichen 
durch Qualität und Quanti-
tät der Daten bestimmt.  
1. Datengrundlage: In das 
Prognosemodell flossen 
die bis 08/2017 vorhande-
nen 3.741 bundesweiten 
Rn-Bodenluft-Messungen 
in ca. einem Meter Tiefe 
ein. Mit zuordenbaren Per-
meabilitätswerten berech-
nete das BfS etwa 3.000 
Radonpotentiale. Deren 
Sortierung ergab 54 strati-
grafisch codierte geologi-
sche Schichtungen, denen 
entsprechende geometri-
sche Mittelwerte zugewie-
sen wurden (Abb. 2). Die 
Balkendiagramme zeigen 

Radon 

Das geologische Radonpoten-

tial im Spannungsfeld der Ra-

donvorsorge für Wohn- und 

Arbeitsplätze 
Teil 1: Überregionale Prognosemodelle  

Abb. 1: Radonpotential im Zusammenwirken von Rn-Bodenluft/ -durchlässigkeit 
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die differenzierten RP der 
codierten geologischen 
Formationen von 3,4 (ein 
Quartär-Typ) bis 66,6 (ein 
Karbontyp) und vor allen, 
dass diese geometrischen 
Mittelwerte auf sehr unter-
schiedlichen Datenmen-
gen beruhen. Die Daten-
basis ist bei 54% der For-
mationen als schwach zu 
bezeichnen (Probenzahl < 
50).   
Weiterhin bestand auf ei-
ner Datenbasis bis 2016 
Kenntnis über rund 60.000 
Innenraum-Radon-Daten, 
von denen 15.563 als ver-
wertbare Jahresmittel-
werte Berücksichtigung 
fanden. Allerdings fehlte 
bei diesen Daten eine si-
chere örtliche Zuweisung 
(Keller, Etage), was die 
qualitative Verwertbarkeit 
einschränkte und zur Ein-
führung von Referenzob-
jekten u.a. führte.  
2. Datenverarbeitung: So-

wohl der geologische als 

auch der Innenradon-Da-

tenumfang reichen nicht 

zur Klassifizierung einer 

Radonbelastung und -vor-

sorge aus. Das Bfs griff auf 

mathematische Modellie-

rung(en) zurück, um mit ei-

ner vergleichsweise gerin-

gen Datenzahl wahr-

scheinlich zutreffende Er-

gebnisse („heuristische 

Auswahl“) für einen glo-

bale Überblick zu finden. 

Die Verflechtung beider 

Datenketten diente dem 

Brückenschlag zwischen 

Untergrund und möglichen 

Radonwert in darauf er-

richteten Gebäuden. 

Hierzu definiert das Modell 

ein Testkriterium von z.B. 

"Bis 10% der Gebäude lie-

gen über 300 Bq/m3“ als 

Kriterium A. Dann definiert 

man ein variables Krite-

rium für den Boden, eben 

das "Radonpotential be-

trägt mindestens einen 

Wert von k." (im Bereich 

üblicher Radonpotentiale 1 

bis 100) als Kriterium B. 

Mit Hilfe einer mathemati-

schen „Wahrheitstabelle“ 

kann die Auszählung der 

Fälle erfolgen, die entwe-

der A und B erfüllen bzw. 

nicht erfüllen (richtige 

Prognose) oder es trifft nur 

ein Kriterium zu (falsche 

Prognose). „Da man nie 

immer richtig liegen kann 

oder nie immer falsch, 

muss man sich für einen 

Fehlerhöhe entscheiden, 

die man noch tolerieren 

will. Die Bundesländer ha-

ben sich entschieden, 

dass sie - wenn sie ein Ge-

biet als Radonvorsorgege-

biet kennzeichnen - sie 

dann sehr sicher (90% und 

mehr) sein wollen, dass 

auch wirklich 10% oder 

mehr Häuser mehr als 300 

Bq/m3 aufweisen.“ [4] Aus 

dieser Daten- und Modell-

konstellation errechnete 

das BfS einen Schwellen-

wert zur Ausweisung der 

Radonvorsorgegebiete 

(RVG) von RP 44. 

3. Datenkartierung: Für 
CRn-Boden und RP entwi-
ckelte das BfS deutsch-
landweite Überblickskar-
ten in 3x3 km- bzw. 10x10 
km-Rasterungen. Dabei 
gingen in Ermangelung 
von Daten die vorhande-
nen Messergebnisse (Abb. 
2) nicht direkt in Einzelras-
ter ein. Den Rn-Bodenluft-
Werten wurde jeweils eine 
Konstante k für die Gas-
permeabilität zugewiesen, 
die für eine einfache Inter-
polation zwischen den 
Messpunkten Anwendung 
fanden. Dabei suchte man 
an einem Rasterpunkt im-
mer die nächsten Mess-
punkte, die auf der glei-
chen geologischen Einheit 
saßen, um zwischen ihnen 
abstandsgewichtet zu in-
terpolieren. Nachteilig war, 
dass diese nächsten 
Nachbarn mitunter sehr 
weit entfernt sein konnten 
und sie entsprechend dem 
subjektiven Charakter von 
Geologien, geochemisch 
nie identisch und mitunter 
wenig miteinander zu tun 
hatten. Anfangs bestimmte 
der Mittelpunkt des Ras-
ters die geologische Zu-
ordnung, später suchte 
man der dominanten Geo-
logie das Primat zuzuord-
nen. 
4. Datenprobleme: Bereits 
die geologische Zuord-
nung gestaltete sich prob-
lematisch. Die Karten-
Maßstäbe (erst M 1:1 Mio., 
später 1:300.00) „ver-
wischten“ die Formations-
auswahl mitunter zu stark. 

Des Weiteren konnten die 
subjektiven Unterschiede 
nicht berücksichtigt wer-
den, so dass von nie vor-
handener homogener Ra-
donbeladung innerhalb 
gleichartiger Geologie aus-
gegangen wurde. Und drit-
tens bewirkt die interpolie-
rende Verknüpfung Bo-
den- und Innenraum-Ra-
don diverse Potentialan-
passungen. Kurze Erläute-
rung am Beispiel ordovici-
scher Schichten: Sie sind 
mit einem RP von 25,9 
ausgewiesen. Wenn die-
ses Gestein metamorph 
(also unter Druck entstan-
denes Tiefengestein) ist, 
kann das RP hingegen 
41,7 betragen Hier kommt 
es also schon bei der geo-
logischen Feststellung auf 
die zutreffende Auswahl 
an. Ist das Ordovicium die 

Abb. 2 RP entsprechend der geologischen Klassifikation nach BfS [3] (codierten Geologien und Probenanzahl) 

 

Abb. 3: BfS-Kartierung [7] 
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im Raster bestimmende 
Geologie, erhält sie den 
Zuschlag. Dennoch taucht 
weder 25,9 noch 41,7 auf, 
sondern z.B. 32, was sich 
aus der Interpolationsrech-
nung und aus der Ver-
knüpfung mit zuordenba-
ren Innenraummessungen 
ergeben soll. Allein in den 
beiden 10x10 km-Rastern 
der Abb. 3 sind mehr als 13 
geologische Formationen 
unterschiedlichster Domi-
nanz vertreten. Aus den 
Bodenluftmessungen wer-
den keine (geometrischen) 
Mittelwerte für die Raster 
gebildet, was der geologi-
schen Verteilung des Are-
als auch nicht gerecht wer-
den kann. Die dargestell-
ten fünf Bodenluftmess-
punkte repräsentieren 4 
von den 13 Geologien. Sie 
sind Bestandteil der bun-
desweit spezifizierten geo-
logischen Formationen 
und gehen als solche in 
den Modellierungsprozess 
rechnerisch ein.   
 
5. Datenfehlschluss: Nach 
[5] hat sich herausgestellt, 
dass viele Gebiete mit dem 
BfS-Modell nicht erfasst 
werden. Zu viele der ange-
gebenen Flächen mit dem 
RP unter 44 erreichen den-
noch über 10% Lastbeitrag 
in 75% der Bebauung. Die-
sen praktischen Tatsachen 
soll mit Steigerung des Da-
tenumfanges und Schlie-
ßung von Datenlücken ent-
sprochen, d.h. angenähert 
werden, wobei sich durch 
die erneute Dateneingabe 
dann andere Schwellen-
werte ergeben! Hier waren 
die Bundesländer im Rah-
men ihrer Erstellung der 
Vollzugsverordnungen zur 
Mitarbeit und Umsetzung 
aufgefordert.  
6. Datenschlussfolgerung 
Im Datenraster von 10x10 
km ordnete das BfS mo-
dellhafte RP zu, die nicht 
die konkrete Örtlichkeit ab-
bilden, sondern eine 

wahrscheinliche Prognose 
darstellen. Mit der Ermitt-
lung eines vorläufigen 
Schwellenwertes werden 
mögliche Schwerpunktge-
biete sichtbar. Generell 
plädiert das BfS dafür, 
dass auf Länderebene 
diese Datengrundlagen, 
da wo notwendig, erst zu 
schaffen und da wo welche 
vorhanden, weiter auszu-
bauen. Die Daten-Be-
standteile des Modells er-
langen so zunehmende 
praktische Relevanz, ohne 
jedoch je die lokalen Be-
dingungen konkret abbil-
den zu können. Es steigt 
sozusagen „lediglich“ die 
Prognosesicherheit. 
7. Grenzen Daten-Modell 
Grundanliegen der Model-
lierung war, mit begrenz-
ten Datenumfang Radon-
belastungen im Wohn- und 
Arbeitsbereich der Bevöl-
kerung prognostizieren zu 
können. Die Verfasser des 
BfS-Verfahrens erläutern 
ausführlich die durch die 
Datensituation hervorgeru-
fenen einschränkenden 
und vereinfachenden Mo-
dellierungen ([3] S. 5-8), 
die den Grad einer reali-
tätsnahen bzw. -fernen Be-
lastungsbeschreibung be-
stimmen. Innenraummes-
sungen und Bodenmess-
daten werden normiert, 
normalisiert, gefiltert, 
mehrstufig bewertet, unge-
fährer Lognormalität und 
mathematischer „falsch 
positiver“ Wahrscheinlich-
keit unterworfen u.v.a.m. 
Aber insbesondere wurden 
Schätzungen vorgenom-
men und dabei recht viele 
Unsicherheiten benannt. 
Für den Laien entsteht der 
Eindruck realitätsferner 
Prognosen; der Insider 
mag überregionale 
Schwerpunkte erkennen. 
Die Frage bleibt, was leis-
ten geogene Radonpoten-
tiale für die juristisch rele-
vante örtliche Radonvor-
sorge?! 

 
Weiterentwicklung Glo-
balmodell 
Das BfS veröffentlichte am 
25.01.22 eine aktualisierte 
Rn-Bodenluft-Karte mit 
aufgestockten Bodenluft-
messnetz. Eine Korrektur 
der Radonpotentiale er-
folgte bisher noch nicht, 
auch weil eine Erweiterung 
der Innenraummessungen 
auf sich warten lässt. Die 
neue Karte für Bodenluft 
im Bundesgebiet hat die 
Rastergröße von 3x3 km 
auf 1x1 km reduziert. Der 
älteren Vorgängerkarte la-
gen 2.346 Messpunkte 
(einmalige Kurzzeitmes-
sungen) der Jahre 1993-
2003 zugrunde. Nach lan-
gen Jahren der Stagnation 
sind inzwischen 6.293 
Messungen bundesweit 
zusammengekommen. Für 
diese gilt: „Die Prognosen 
erfolgten mit Hilfe maschi-
nellen Lernens ("machine 
learning"), einem Teilge-
biet der künstlichen Intelli-
genz (KI), in dem Algorith-
men Muster und Gesetz-
mäßigkeiten in Datensät-
zen erkennen und darauf 
aufbauend Vorhersagen 
gemacht werden können. 
Für die Prognose der Ra-
don-Konzentration im Bo-
den wurden die Messdaten 
der rund 6.000 Mess-
punkte mit lokalen Natur-
raummerkmalen wie Geo-
logie, Bodeneigenschaften 
und Klima verknüpft“ 
(Quelle aktuelle BfS-Inter-
netseite). Es handelt sich 
ebenfalls um ein Interpola-
tionsverfahren. Zur Verrin-
gerung von Unsicherheiten 
der bisherigen Kartierung 
wurde dem Umstand, dass 
die Messungen der Boden-
luft lediglich Momentauf-
nahmen sind, versucht 
Rechnung zu tragen. Es 
treten in Praxis lokal so-
wohl niedrigere als auch 
höhere Werte auf. Daher 
entschloss man sich, statt 
den geometrischen 

Mittelwert der jeweiligen 
Berechnungen, das 90. 
Perzentil darzustellen. 
Man nimmt an, dass 10% 
der örtlichen Messpunkte 
im Raster höher als der an-
gegebene Prognosewert 
sein können.  
Die geänderte Berech-
nungsmethode berück-
sichtigt die geologische 
Vielfalt besser, als es die 
bisherigen „vergleichen-
den“ Annahmen konnten. 
Es bleiben aber Schätz- 
bzw. Prognosewerte, die 
die lokalen Verhältnisse im 
Sinn der konkreten Radon-
belastung nicht abbilden. 
In wie weit das lokale Mo-
delle können, bedarf ge-
sonderter Betrachtung von 
Modellierung und Mess-
genauigkeit (Teil II). 
Frank Lange 
 
[1] Gesetz zum Schutz vor der 
schädlichen Wirkung ionisie-
render Strahlung (Strahlen-
schutzgesetz - StrlSchG) vom 
27.06.2017 
[2] Verordnung zum Schutz 
vor der schädlichen Wirkung 
ionisierender Strahlung 
(StrlSchV) vom 29.11.2018 
[3] „Die Prognose des geoge-
nen Radonpotentials in 
Deutschland und die Ablei-
tung eines Schwellenwertes 
zur Ausweisung von Radon-
vorsorgegebieten“ Peter 
Bossew und Bernd Hoffmann, 
BfS-SW-24/18, Salzgitter Ja-
nuar 2018 
[4] Mitteilung BfS vom 
02.02.2021 
[5] E. Petermann, P. Bossew: 
„Mapping indoor radon ha-
zard in Germany: The geoge-
nic component“ („Kartierung 
der Radongefahr in Innenräu-
men in Deutschland – Die 
geogene Komponente“), Sci-
ence of the Total Environ-
ment 780 (2021) 146601 
[6] „Das geogene Radonpo-
tential“, J. Breckow, K. Flesch 
u.a.; Strahlenschutz-Praxis 
Heft 1/2021 
[7] Geoportal des BfS; Aus-
zug aus der Kartierung des 
Redoxpotentials (Stand 
12/21) 
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Von den sechs Bundeslän-

dern, die bisher gesetzli-

che Radonvorsorge mittels 

Allgemeinverfügung fest-

legten, hat das Land Nie-

dersachsen die kürzeste 

Fassung [1] aufzuweisen. 

Hingegen fällt die öffentlich 

zugängliche Begründung 

der RVG für die betroffe-

nen Bürger und Gewerbe-

treibenden vergleichs-

weise ausführlich aus [2]. 

Mit Goslar, Clausthal-Zel-

lerfeld und Braunlage wur-

den drei Gemeinden im 

Westharz als Radonvor-

sorgegebiete festgelegt. 

Aufgrund der Ermittlung 

und Vorhersage gemäß § 

153 Abs. 2 StrlSchV sind 

auf mindestens 75 Prozent 

der Gemeindefläche in 

mindestens zehn Prozent 

der Anzahl der Gebäude 

Überschreitungen des Re-

ferenzwertes von 300 Bec-

querel je Kubikmeter 

(Bq/m³) für die über das 

Jahr gemittelte Radon-

222- Aktivitätskonzentra-

tion nach § 124 Satz 1 oder 

§ 126 StrlSchG zu erwar-

ten. 

Im Auftrag des Ministeri-
ums für Umwelt, Energie, 
Bauen und Klimaschutz er-
folgte von September 2019 
bis Oktober 2020 eine Ra-
don-Messkampagne für In-
nenräume und Bodenluft. 
Die bis dahin relativ ge-
ringe Datenbasis vom 
Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) für Nieder-
sachsen erfuhr damit eine 
deutliche Auffrischung, um 
möglichst ausreichend Da-
ten für eine fundierte Prog-
nose der Radonvorsorge 
zu Verfügung zu haben. 
Hierfür konnten 1.039 
Haushalte zzgl. 11 

öffentliche Einrichtungen 
mit 2.929 aktuellen Radon-
messwerten sowie 140 
Radonkonzentrationen der 
Bodenluft zzgl. zu bisheri-
gen 131 BfS-Messpunkten 
(MP) herangezogen wer-
den. Die bundesweite Ra-
donpotentialkartierung des 
BfS im 10x10 km-Raster 
dient der Orientierung zur 
Ausweisung von RVG. Die 
geologischen Potentiale 
werden als Ergänzung zu 
eigentlich notwendigen 
konkreten Gebäudeinnen-
raummessungen gesehen: 
„Die Auswertung der Ra-
don-Innenraummessun-
gen soll eine realere Ein-
schätzung der tatsächli-
chen Radonbelastung ein-
zelner Siedlungsgebiete 
und Häuser unterstützen.“ 
[2] S.6 
Die Überschreitungsrate 
von 6,4% > 300 Bq/m³ für 
alle 2.929 Einzelmessun-
gen deutet bereits auf lokal 
begrenzte Problemge-
biete, zumal überwiegend 
in als belastet erwarteten 
Regionen gemessen 
wurde. Bezogen auf tat-
sächliche Aufenthalts-
räume reduzierte sich die 
Überschreitungsrate sogar 
auf 3,3%. Das geogene 
Radonpotential (RP) 
diente zur Eingrenzung: 

„Lediglich die Landkreise 
Goslar und Göttingen wei-
sen anhand der Potential-
karte Gebiete auf, die 
oberhalb des Schwellen-
wertes von 44 liegen. …. 
und eine Überprüfung der 
nächstkleine-
ren Verwal-
tungseinheit 
zwingend 
notwendig er-
scheint … 
Eine Ausweisung auf der 
Verwaltungsebene der Ge-
meinden ist geeignet, um 
Gebiete zu betrachten, die 
aufgrund heterogener geo-
logischer Strukturen klein-
räumig ein hohes Radon-
potential aufweisen kön-
nen. Für eine Einschät-
zung des Radonpotentials 
innerhalb dieser Gebiete 
werden die vorhandenen 
Messdaten sowie die zu-
grundeliegende Geologie 
(auf Grundlage der Geolo-
gischen Karte 1:25.000, 
GK25) berücksichtigt. In 
Niedersachsen ist diese 
Betrachtung zunächst für 
das Harzgebirge und die 
umliegenden Gebiete in-
nerhalb der Landkreise 
Goslar und Göttingen sinn-
voll. Andere Regionen soll-
ten künftig ebenfalls be-
rücksichtigt werden, so-
bald entsprechende Mess-
daten eine genauere Be-
trachtung zulassen.“ [2] S. 
9-11 
Die Geologie dient also zu-

nächst der Orientierung 

und erst Inhouse-

Messungen der Radon-

222- Aktivitätskonzentra-

tion liefern die Entschei-

dungsgrundlage der Prog-

nose, ob RVG ja oder nein 

(oder noch nicht). Tabelle 

1 dokumentiert diese Vor-

gehens-

weise für 

die Un-

tersu-

chungs-

gebiete. Der geologische 

Untergrund der vorhande-

nen Bebauungsgebiete 

und die Überschreitungs-

rate des Referenzwertes 

einer signifikanten Anzahl 

der Gebäudekontrollen be-

stimmen das Ergebnis. 

Dabei müssen genügende 

qualitätsgerechte Messda-

ten vorliegen und ein ein-

deutiger Trend der Radon-

belastung in tatsächlichen 

Aufenthaltsräumen er-

kennbar sein. Wichtig ist 

die Plausibilität: „Große 

Teile des Landkreises Go-

slar bestehen aus gemein-

defreiem, nicht besiedel-

tem Gebiet und werden 

nicht hinsichtlich des Ra-

donpotentials bewertet. 

Auch innerhalb der Ge-

meinden ergeben sich 

große Unterschiede in der 

Betrachtung von Ge-

meinde- und Siedlungsge-

biet. Da dadurch eine Ein-

schätzung des Radonpo-

tentials versucht wird, eine 

Wahrscheinlichkeit für die 

Überschreitung des Refe-

renzwertes innerhalb von 

Gebäuden zu bestimmen, 

ist diese Einschätzung 

hauptsächlich für Sied-

lungsgebiete relevant. 

Messungen der Radon-

222-Aktivitätskonzentra-

tion in der Bodenluft sind 

jedoch auch in gemeinde-

freien oder nicht besiedel-

ten Gebieten sinnvoll, um 

Korrelationen zu der dort 

vorherrschenden Geologie  

Radonvorsorge 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

in Niedersachsen 

Weitere RVG nur auf 

Grundlage erweiterter 

Datenbasis 

geogenes Ra-

donpotential 

Abb.1: radonrelevante Landkreise im südlichen Nie-

dersachsen mit RVG 
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herstellen zu können.“ [2] 
S. 13 
Tabelle 1 enthält Messun-
gen in Aufenthaltsräumen 
beteiligter Haushalte mit 
deren prozentualer Über-
schreitung des 300 Bq/m3-
Referenzwertes in geolo-
gisch relevanten Bebau-
ungsgebieten mit erwart-
barer Radonvorsorge-
wahrscheinlichkeit.  
Für den LK Goslar erga-

ben sich dabei für drei von 
acht Gemeindestrukturen 
RVG. Vom gesamten 
Landkreis mit seinen 134,4 
TEW und etwa 60 Orten 
sind so 52,5 % der Einwoh-
ner betroffen. 48,2 % die-
ser Betroffenen Kreisbe-
wohner befinden sich da-
bei nicht einmal in geolo-
gisch rele-
vanten Ge-
bieten er-
höhter Ra-
don-Boden-
luftkonzent-
ration.  Die 
Bewertung ist auf den ers-
ten Blick widersprüchlich. 
So dominiert in Bad Harz-
burg geologisch hohes RP, 
aber auf Grund weniger 
Nachweise der Referenz-
wert-Überschreitungen 
(3,1%) erfolgte keine Ein-
ordnung. Zu bedenken ist, 
dass weniger als 3% der 
Haushalte der Stadt am 
Messprogram beteiligt wa-
ren. Verkehrte Weilt? Nein, 
entscheidend war, dass 

hier die eigentlichen Sied-
lungsgebiete deutlich au-
ßerhalb der geologisch po-
tential-reichen Struktur lie-
gen. Anders dagegen die 
ebenfalls > 44 eingeord-
nete Gemeinde Braunlage, 
wo sozusagen beide Krite-
rien eine gewisse Eindeu-
tigkeit erhöhter Radonvor-
sorgewahrscheinlichkeit in 
der Bebauung zeigen. Für 
die beiden eigentlich geo-

logisch unauffälligen Ge-
biete Goslar und Claust-
hal-Zellerfeld werden wie-
derum RVG für notwendig 
erachtet. Für letzterer 
Kommune waren die 5,8 % 
der Messdaten über 1000 
Bq/m3 Auslösungsmoment 
– sozusagen aus Vorsorge 
mit späterer genauerer 

Einord-
nung ([2] 
S. 21). 

Goslar 
hingegen 

ist bei 
niedrigen 

RP von 2 im Norden (Ge-
steine mit quartärer Über-
lagerung) und 11 im Süden 
(Gesteine der Erdaltzeit, 
allerdings sehr klüftig) 
zweigeteilt, was die Ergeb-
nisse der Innenmessun-
gen anbelangte. Die Er-
gebnisse der Gebäude-
messungen im südlichen 
Stadtteil gaben den Aus-
schlag trotz geringer geo-
logischer Radonrelevanz 

zur Ausweisung der Stadt 
als RVG.  
Der ebenfalls radonrele-
vante LK Göttingen mit sei-
nen 327 TEW und 20 kom-
munalen Gebilden (darin 8 
Städte) lässt ein ähnliches 
Ergebnis erwarten, fiel 
aber komplett aus der Be-
wertung. Die Datendichte, 
insbesondere bei den In-
house-Messungen, wurde 
als zu gering interpretiert: 

„Die Geologie innerhalb 
des Landkreises weist 
wechselhafte Strukturen 
unterschiedlicher Perioden 
auf, denen gegebenfalls 
auch stark unterschiedli-
che RP zugeordnet wer-
den können. Die vorliegen-
den Bodenluftmessdaten 
unterstützen das Ergebnis 
der BfS-Radonpotential-
Karte, für eine kleinräu-
mige Beurteilung sind je-
doch deutlich mehr Mess-
punkte in den fraglichen 
Gebieten erforderlich. … 
Umfangreiche weitere 
Messungen der Rn-222-
Konzentration, sowohl in 
der Bodenluft als auch in 
Innenräumen sind unbe-
dingt notwendig, um eine 
genauere Abschätzung 
des RP und eine geografi-
sche Eingrenzung vom 
möglicherweise als RVG 
auszuweisenden Gebieten 
zu erhalten.“ [2] S. 29 
Mit eigenen MP der Bo-
denluft konnte Niedersach-
sen die BfS-Datenbasis 

verbessern und als Orien-
tierungshilfe sinnvoll ein-
setzen. Die letztlich festge-
legten RVG Niedersach-
sens korrelieren dabei nur 
bedingt mit Radonpotenti-
alen des BfS. Auch auf 
eine strikte Auslegung 
nach den von anderen 
Bundesländern favorisier-
tem Schwellenwert ab ≥ 44 
RP wurde verzichtet, da 
hiervon eigentliche Sied-

lungsgebiete kaum direkt 
betroffen sind. Priorität ha-
ben konkrete Gebäude-
messungen mit einer signi-
fikanten Anzahl zur Trend-
einschätzung. RVG und 
Verdachtsgebiete sollen 
weiter untersucht werden. 
Für die geogenen RP ist 
der Nachweis von „Reprä-
sentativität sowie Wieder-
holbarkeit durch geeignete 
Messungen“ notwendig. 
[2] S. 31 
F. Lange 
 
[1] Allgemeinverfügung 
Festlegung von Gebieten ge-
mäß § 121 Abs. 1 Satz 1 
StrlSchG i. V. m. § 153 Abs. 1 
StrlSchV“ vom 30.11.20, 
Staatliches Gewerbeauf-
sichtsamt Braunschweig  

[2] „Empfehlung zur Festle-

gung nach § 121 Absatz 1 
Satz 1 StrlSchG“, Nieder-
sächsischer Landesbetrieb 

Tabelle 1: zusammenfassende Bewertung der Radonverdachtsgebiete in Niedersachsachsen 

Kommune/ Gebiet Anzahl 

Messung/ 

Haushalte 

Ü-Rate 

Rn-In-

house 

Bezug zum 

Schwellen-

wert des RP 

RP im Ge-

biet lt. BfS 

Auswei-

sung 

RVG 

Entscheidungs- 

Kriterium 

Goslar 260/150 14 % < 44 11, 2, (87)1) ja Inhouse-Messung  

Harzburg 106/65 3,1 % > 44 87,2,11,10 nein Inhouse-Messung 

C.-Zellerfeld 61/35 8,7 % < 44 41,35,29 ja Inhouse-Max-werte 

Braunlage 56/28 21,4 % > 44 89,10 ja geogen + Inhouse 

4 weitere im LK 55 0 - 4,8 % < 44 13-19 nein geogen + Inhouse 

6 im LK Göttingen 
47/135 10,3 % 

> 44 38-56 nein zu wenige Messdaten 

14 im LK Göttingen < 44 17-35 nein zu wenige Messdaten 

1) (Harzeinfluss) 

Geogenes RP ist Orien-

tierungsgrundlage – 

nicht Entscheidungs-

grundlage 

für Wasserwirtschaft, Küs-

tenschutz und Naturschutz 
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Der Thüringer Bundes-
tagsabgeordnete Ralph 
Lenkert, seines Zeichens 
umweltpolitischer Spre-
cher der Linkspartei im 
Bundestag, stellte die für 
Thüringen maßgeblichen 
Daten der für die radioak-
tive Endlagerung vorgese-
henen Teilgebiete zusam-
men. Nachfolgend wird 
eine Auswahl daraus zur 
allgemeinen Information 
vorgestellt.  
 
Einschlussgebiete 
Es gibt 4 ausgewiesene 
Teilgebiete (Abb. 1), die 
länderübergreifend Thürin-
gen durchziehen und mög-
liche Einschlussgebiete 
zur Endlagerung bilden. 
Insgesamt betrifft das 61% 
der Landesfläche (9.916 
km² von 16.171 km²). 
Die Übersichtstabelle 1 be-
schreibt die 4 Teilgebiete 
entsprechend der Doku-
mentation im „Zwischen-
bericht Teilgebiete“ [1] der 
Bundesgesellschaft. Der 
Zwischenbericht enthält zu 
jedem Teilgebiet eine 
Karte, eine Übersicht der 
grundlegenden Charakte-
ristika, die Abwägungskri-
terien und eine Eignungs-
bewertung. Abbildung 2 
gibt diesbezügliche tabel-
larische Auszüge für kris-
tallines Wirtsgestein und 
Steinsalz wieder. 
Das kristalline Wirtsge-
stein ① Thüringens erfuhr 

dabei z.B. folgende Ein-
ordnung: Neun von elf Kri-
terien wurden zunächst 
nach dem Referenzdaten-
satz Kristallin-Gestein 

 
1 Subrosion bezeichnet in der 
Geologie die unterirdische 

(BGE 2020b) betrachtet, 
dabei sind sieben Kriterien 
mit „günstig“ und zwei Kri-
terien mit „nicht günstig“ 
bewertet (Abb. 2). Ähnlich 
läuft die Begründung für 
die Steinsalzgebiete ab. 
Den nachfolgend gebiets-
spezifisch bewerteten Kri-
terien kommt, im Vergleich 
zu den Referenzdatensät-
zen, bereits in der An-
fangs-Phase des Standort-
auswahlverfahrens trotz 
deren (noch) Unvollstän-
digkeit eine besondere Be-
deutung zu. Eine individu-
elle Bewertung für jedes 
identifizierte Gebiet er-
folgte für ausgewählte Kri-
terien, die ebenfalls zum 
Ergebnis: günstig - bedingt 
günstig – ungünstig führ-
ten. Ein Beispiel: Das kris-
talline Wirtsgestein ① im 

Kriterium 11 „zur Bewer-
tung des Schutzes des ein-
schlusswirksamen Ge-
birgsbereichs durch das 
Deckgebirge“ beurteilte 
man als „bedingt günstig“. 
Dies folgte aus der Beur-
teilung des Indikators 
„Keine Ausprägung struk-
tureller Komplikationen 
(zum Beispiel Störungen, 
Scheitelgräben, Karst-
strukturen) im Deckge-
birge, aus denen sich sub-
rosive1, hydraulische oder 
mechanische Beeinträchti-
gungen für den ein-
schlusswirksamen Ge-
birgsbereich ergeben 
könnten“.  
Die Fläche des identifizier-
ten Gebiets erscheint in 
Wichtung der ermittelten 
Einschränkungen 9,10 und 

Auslaugung und Verfrachtung 
von meist leicht löslichem Ge-
stein. 

11 dennoch ausreichend 
groß, um einen einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich 
in einem Teilbereich des 
Gebiets ohne beeinträchti-
gende strukturelle Kompli-
kationen im Deckgebirge 
zu realisieren.  
Die Anwendung der geo-
wissenschaftlichen Abwä-
gungskriterien lässt somit 
insgesamt für das Beispiel 
eine günstige geologische 
Gesamtsituation für die 

sichere Endlagerung radi-
oaktiver Abfälle in vorhan-
denen kristallinen Ge-
steinsformationen erwar-
ten. Ähnlich läuft die Be-
gründung für die Stein-
salzgebiete ab. Trotz Ein-
schränkungen liegt das 
gleiche Ergebnis der Eig-
nung vor. 
Weitere Informationen fin-
den sich in BGE (2020k) 
[3] sowie BGE (2020b) [4]. 

Radioaktiver Abfall 

Die Teilgebiete der Endlage-

rung nuklearen Mülls in Thü-

ringen nach Standortaus-

wahlgesetz 

Tabelle 1: Thüringische Bestandteile ausgewählter Vorsorgeflä-

chen  

Teilge-
biete 

009 ① 010 ② 078_02 
③ 

078_03 
④ 

Größe 32.655 
km² 

10.066 
km² 

6.151 km² 1.172 km² 

Davon ca. 
in Thürin-
gen 

2.939 
km² (9%)  

1.913 
km² 
(19%) 

4.490 km² 
(73%) 

574 km² 
(49%) 

Gesteins-
typ 

Kristalli-
nes 
Wirtsge-
stein im 
Grundge-
birge 

Kristalli-
nes 
Wirtsge-
stein im 
Grundge-
birge 

Steinsalz 
in strati-
former 
Lagerung 

Steinsalz in 
stratifor-
mer Lage-
rung 

Gebirgs-
mächtig-
keit 

200 bis 
1.200 
Meter 

200 bis 
1.200 
Meter 

1.200 
Meter  

540 Meter 

Teufen-
lage 
(Tiefe) 

300 bis 
1.300 
Meter 

300 bis 
1.300 
Meter 

400 bis 
1.500 
Meter 

400 bis 
1.230 Me-
ter 

Gesamt-
bewer-
tung: 

Günstige 
geologi-
sche Ge-
samtsitu-
ation 

Günstige 
geologi-
sche Ge-
samtsitu-
ation 

Günstige 
geologi-
sche Ge-
samtsitu-
ation 

Günstige 
geologi-
sche Ge-
samtsitua-
tion 
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Ausschlussgebiete        
Im Anschluss an die aus-
gewiesenen Teilgebiete 
folgt im Zwischenbericht 
[1] eine Übersicht über die 
ausgeschlossenen Teil-

gebiete. Die Abbildung 3 
dokumentiert die für Thü-
ringen nicht nutzbare End-
lagergebiete. Maßgebend 
hierfür sind Einflüsse aus 
gegenwärtiger oder 

früherer berg-
baulicher Tä-
tigkeit und 

Bohrungen 
sowie tektoni-
schen Stö-

rungszonen. 
Seismische 

Vorgänge 
spielen im 

Thüringer 
Vogtland eine 
Rolle als Aus-

schlusskrite-
rium. Letztlich 

verhindern 
auch einzelne 

unterirdische 
Hohlräume die 

Einstufung. 
Bohrungen 

schließen in-
folge des auf 
25 m be-

schränkten 
Wirkungsradius nur einen 
kleinen Teil unterirdisch 
aus, weshalb sich die Ge-
biete trotzdem eignen kön-
nen. Das wichtigste Aus-
schlusskriterium in 

Thüringen sind flächenmä-
ßig tektonische Störungs-
zonen, es folgen etwa 425 
km2 ehemalige und gegen-
wärtige Bergbauaktivitä-
ten. Die hellblauen Felder 

in Abb. 3 zeigen die ausge-

schlossenen Gebiete der 
beiden Kriterien. 
F. L. 
 
 
 
 
 
 
[1] „Zwischenbericht Teilgebiete“  

v. 28.09.20 der Bundesgesell-

schaft für Endlagerung (BGE) 

[2] Gesetz zur Suche und Aus-
wahl eines Standortes für ein 
Endlager für hochradioaktive Ab-
fälle (Standortauswahlgesetz – 
StandAG) 
[3] Teilgebiete und Anwendung 
Geowissenschaftliche Abwä-
gungskriterien gemäß § 24 Stan-
dAG. Untersetzende Unterlage 
zum Zwischenbericht Teilgebiete 
[4] Referenzdatensätze zur An-
wendung der geowissenschaftli-
chen Abwägungskriterien im 
Rahmen von § 13 StandAG – 
Grundlagen 

Abb. 3: Gesamtübersicht über die ausgeschlossenen  
Gebiete in Thüringen nach [1] (S. 83). 

 

Abb. 2: Geowissenschaftliche Abwägungskriterien des StandAG (§24) [1] 

                                                                                                       kristallines Wirtsgestein ①          Steinsalz ③ 
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Der großflächige Einbau 

neuer Stromzähler mit 

Funkübertragung entspre-

chend den gesetzlichen 

Vorgaben des GDEW [1] 

hat ab 2020 verstärkt ein-

gesetzt; auch zunehmend 

für Gaszähler nach § 58 

GDEW. Dagegen tauchen 

bei Bürgern immer wieder 

Bedenken auf, die die ge-

setzliche Umsetzung als 

Zwangsdigitalisierung, 

Eingriff in den Datenschutz 

bis hin zu möglicher Strah-

lenbelastung empfinden. 

Umweltverbände sehen in 

der pulsierenden Hochfre-

quenzstrahlung, die z.B. 

im Abstand von 8 bis 16 

Sekunden zur Datenausle-

sung/-übertragung erfolgt, 

eine besondere Gefähr-

dung [3]. Auftretende 

Flussdichten EMF würden 

die vom BUND als zulässig 

empfohlenen 100 Mikro-

watt pro Quadratmeter 

(µW/m2) bzw. 0,1 Milliwatt 

(mW) pro m2 überschrei-

ten. Der zulässige EMF-

Wert der Bundesimmissi-

onsschutzverordnung liegt 

einhunderttausendfach (!) 

höher.  

Sachstand zu digitalen 
Stromzählern 
Bereits seit 2018 reali-
sierte Pilotprojekte mit 
hunderten und tausenden 
Anschlüssen dokumentier-
ten ein Interesse der Netz-
betreiber, die Datenerfas-
sung künftig über den 
Pflichteinbau hinaus auch 
auf Klein- bzw. Durch-
schnittsverbraucher unter 
6.000 kWh/a bzw. 3.500 
kWh/a (Durchschnittsver-
brauch pro Haushalt) 

auszudehnen. Dadurch 
würden deutlich mehr Bür-
ger einbezogen. In priva-
ten Kundenhaushalten 
werden im Rahmen von 
Wechselzyklen „moderne“ 
(digitale) oder „intelligente“ 
(mit Fernübertragung) 
Messeinrichtungen einge-
setzt. Ab 6.000 kWh Jah-
resverbrauch müssen die 
digitalen Zähler mit Fern-
übertragung ausgestattet 
sein. Betroffen wären da 
erst rund 10% der Haus-
halte im Privatbereich. Hier 
kommen oft Easymeter 
Q3D Zähler 
und PPC 
Smart Meter 
Gateways 
(SMG) zum 
Einsatz. 
Mehrsparten-
unternehmen 
erweitern ihre Anforderun-
gen an die Übertragung: 
„Die Messdaten von Gas, 
Wasser und Strom werden 
an das bei Next-Level-In-
tegration gehostete 
GWA/MDM-System (Gerä-

temanagement – Abrech-
nung/ mobiles Energiedaten-

management) gesendet. 
Dieses überträgt die Werte 
per Edifact-Standard an 
die vorhandenen Abrech-
nungssysteme zu Abrech-
nungszwecken. Weitere 
Features des GWA-Sys-
tems sind Konfiguration 
der Gateways, Statusinfor-
mationen und Zertifikats-
verwaltung, Abrufen von 
Systemprotokollen sowie 
das Hochladen von Firm-
ware.“ [2] Verkürzt ausge-
drückt: Eine spezifizierte 
Software fasst alle Daten 
in ein passendes Datenfor-
mat zur Weiterleitung und 
Auswertung beim 

Versorger/Netzbetreiber 
zusammen, wobei weitere 
„Features“ (Eigenschaften, 

Möglichkeiten) bei der Da-
tenübertragung genutzt 
werden.  
Bisherige Erfahrungen be-
stätigten eine breite Ein-
setzbarkeit der SMG-
Technik. Nicht alle Versor-
ger/Netzbetreiber setzen 
dabei unbedingt auf Mess-
daten vom Endverbrau-
cher unter 6.000 kWh/a 
(die Erweiterung zur Fern-
übertragung ist eine Kann-
bestimmung nach § 29 Ab-
satz 2, die optional nach § 
31 Absatz 3 GDEW um-
setzbar ist). Eine Zusam-
menfassung der Daten an 
Hausanschlussstationen 
reicht ihnen für anvisierte 
Lastmanagements aus. 
Größere Mobilempfangs-
probleme als angenom-

men, tre-
ten in den 
Kellerbe-

reichen 
auf. Alter-

nativ: 
„nutzt 

(man mit) 
Breitband-Powerline (BPL) 
die existierenden Stromka-
bel. Dies spart Aufwand 
und Kosten, da das Strom-
netz und somit die BPL-
Kommunikationsinfra-
struktur dem Energiever-
sorger selbst gehört.“ [2] 
Als Nebeneffekt entfällt 
eine eventuelle zusätzliche 
Emission im Privathaus-
halt. Für den erneuerten 
Stromzähler sind bis 850 
mW und für die Kommuni-
kationseinheit eine Größe 
analog der Smarthome-
Systeme ansetzbar. Die 
Ermittlung einer präzisen 
Höhe von flächenbezoge-
ner elektromagnetischer 
Bestrahlungsstärke und 
elektrischen Feldstärke ist 
durch individuelle Messun-
gen sinnvoll, da die kon-
kreten örtlichen Bedingun-
gen über mögliche Belas-
tungen Auskunft geben 
können. In der EMF-Reihe 

des Strahlentelex ist eine 
entsprechende Dokumen-
tation geplant. 
 
Erste Erfahrungen digi-
tale Hauswasserzähler 
Funkübertragende Was-
serzähleinrichtungen bei 
privaten und gewerblichen 
Anschlussnehmern stehen 
noch am Anfang. Sozusa-
gen als Trittbrettfahrer des 
Energiewendegesetz nutz-
ten einige Wasserversor-
ger   die Gelegenheit zur 
Einführung intelligenter 
Messsysteme, indem die 
Einbaupflicht in jeweilige 
Satzungen oder Versor-
gungsbedingungen fixiert 
wurde. Interessant ist der 
hier im Vergleich zum 
Strom deutlich höhere Be-
denkengrad bei Bürgern, 
obwohl z.B. die EMF ver-
gleichsweise viel geringer 
sind. Nachfolgend wird ein 
Pilotprojekt zur digitalen 
Erfassung des Wasserver-
brauches einer kleinen Ge-
meinde in Thüringen aus-
gewertet [4]: 
Von 53 Haushalten erklär-
ten sich 52 für eine Umrüs-
tung auf das neue Erfas-
sungssystem bereit. Als 
Messeinrichtung wurden 
sogenannte statische Zäh-
ler eingesetzt, deren 
Messprinzip auf der Lauf-
zeiterfassung von Schall-
wellen basiert. Der Schall 
innerhalb des Zählers ver-
läuft im unteren Megahertz 
(MHz)- Bereich ohne 
messbare elektromagneti-
sche Felder. Von außen 
wahrnehmbar ist dagegen 
die installierte Fernübertra-
gung (Smart Meter). Für 
eine drahtlose Funkkom-
munikation der Messer-
werte sind entsprechend 
der Euronorm EN 13757 
mehrere Verfahren mach-
bar, die wiederum auf un-
terschiedliche Art herstel-
lerbezogen verschiedenar-
tig verschlüsselt werden 
und zertifiziert sein müs-
sen. Das erschwert 
Fremdeingriffe, zumal für

Bürgerbedenken ge-

genüber Strahlungs-

gefahren realistisch? 

Elektromagnetische Felder (EMF) 

Elektromagnetische Strahlung  

smarter Übertragung im Haushalt 
Teil 4: Betrieb digitale Verbrauchszähler 
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jedes einzelne Datentele-
gramm der Schlüssel neu 
berechnet sowie auch nur 
einmalig benutzt wird. Dar-
über hinaus sind die Da-
tenschlüssel zählerspezi-
fisch, so dass jeder Frem-
deinfluss neu starten 
müsste. Der Zugriff auf 
Kundendaten durch das 
Versorgungsunternehmen 
basiert i.d.R. auf einem 
entsprechenden Vertrags-
/Vertrauensverhältnis zwi-
schen Kunden und Versor-
ger und bildet die Voraus-
setzung für die Aktualisie-
rung von Datenschutzer-
klärungen. Wie sieht es 
aber mit der befürchteten 
elektromagnetischen 
Strahlenbelastung aus? 
Die Funkkommunikation 
eines Wasserzählers er-
folgte mit 868-Megahertz 
und einer Leistung bis 25 
mW. Dies erzeugte eine 
Strahlungsdichte von 0,43 
mW/m2 direkt am Zähler. 
Der Wert ist bereits im Ver-
gleich zu einen Woh-
nungs-Heizkörperzähler 
marginal (vgl. Diagramm). 
Die Strahlungsdichte 
nimmt mit der Entfernung 
exponentiell ab. Bereits 
nach 20 cm erreicht sie die 
BUND- „Empfehlung“ von 
0,1 mW/m2, nach einem 
Meter sinkt der Messwert 
auf ca. 0,42 µW/m2. Die 
Übertragung selbst dauert 
4 bis 15 Millisekunden und 

mit 10 Sekunden kürzest 
möglichen Sendeintervall 
wirkt die Strahlungsdichte 
weniger als 3 Minute pro 
Tag aktiv. Zur Unterbin-
dung von Funkstörungen 
(gegenseitige Signalaufhe-
bung) und zur Batterie-
schonung werden keine 
kürzeren Intervalle einge-
stellt, eher längere. Ein 
Handy im Leistungsbe-
reich von 1000-2000 mW 
erzeugt im Standby- Mo-
dus eine mehr als tausend-
fach höhere Intensität des 
EMF (Diagramm unten). 
Verglichen mit den vielfälti-
gen Alltagsgeräten ist die 
abgestrahlte Leistung der 
digitalen Wasserzähler to-
tal marginal. Die Einbau-
stellen von WZ befinden 
sich zudem meist in unter-
geordneten Räumlichkei-
ten ohne lebensnahe Be-
reiche. Allerdings stellte 

sich auch bei diesem Pilot-
projekt heraus, dass man-
che Zähler so abgelegen 
waren, dass keine sinn-
volle Messerfassung über 
Mobilfunkfrequenzen mög-
lich war.  
Ein viel wichtigeres prakti-
sches 

Entscheidungskriterium für 
den Versorger bilden die 
Anschaffungskosten. Im 
Vergleich zur herkömmli-
chen mechanischen Mes-
sung mittels Flügelrads 
versechsfachten sie sich, 
ohne je eine hinreichende 
Amortisierung zu errei-
chen. Eichvorgaben ste-
hen dem entgegen. Ge-
trennt wechselbare Mess- 
und Übertragungseinhei-
ten wären noch Zukunfts-
musik. Die Finanzierung 
liefe in jedem Fall nur über 
die Anschlussgebühren zu 
Lasten der Kunden. 
 
Digitale Wohnungs-Hei-
zungszähler 
Im privaten und kommuna-
len Wohnungsmarkt. ge-
hen immer mehr Vermieter 
und ihre beauftragten 
Messtechnikfirmen bei der 
Erfassung von Ver-
brauchsdaten in den 
Wohneinheiten zuneh-
mend zur digitalen Daten-
übertragung über. Vielen 
ist inzwischen das draht-
lose Ablesen der Hei-
zungszähler zur Normali-
tät geworden. In der Regel 
sind die Heizkostenvertei-
ler mit zwei Sensoren aus-
gestattet, die permanent 
die Heizkörper- und Raum-
temperatur messen. Dar-
aus berechnen sie den 
Verbraucho und melden 
die Werte automatisch per 

Funk 
an die 

Erfas-
sungs-
firma. 

Sie 
werden 
netzun-
abhän-

gig, oft 
mittels 
3-Volt-
Batte-

rien be-
trieben. 

Meist 
ist ein 

Betreten der Wohnungen 
zur Ablesung unnötig. Für 
den Nutzer ist nicht un-
wichtig, die „Anlauftempe-
ratur“ am Heizkörper zu 
kennen, da diese den Re-
gistrierungsbeginn startet.  
Die EMF-Abstrahlung die-
ser Geräte ist ebenfalls nur 
im unmittelbaren Bereich 
messbar, da die Sende-
leistung von 3…15 mW 
sehr gering bleibt. Die Se-
kundenbruchteile der Sen-
dungen liegen zwischen 
0,008 und 0,014 sec. Zwar 
speichern die Geräte den 
Verbrauchswert kumulativ 
bis zum eingestellten 
Stichtag ab, der dann per 
Funk abgeht und wieder 
auf null gesetzt wird, den-
noch sind sie für eine Dau-
erübertragung per Funk 
aktiviert. Die elektromag-
netische Flussdichte am 
Funk-Heizkostenverteiler 
beträgt gerätespezifisch 
bis 20 oder 30 mW/m2. Die 
Relation zum Handy-
/Smartphon- Gebrauchs-
bereich zeigt das Dia-
gramm im Diagramm. Die 
Messwerte konnten nur bei 
direkter Messung am Heiz-
körper erfasst werden, da 
sie nach wenigen Zentime-
tern bereits unter 0,1 
mW/m2 aus dem Messbe-
reich des verwendeten 
Messgerätes liefen.  

Frank Lange 
 
 
 
 
 
 
[1] Gesetz zur Digitalisierung 

der Energiewende (GDEW) 
vom 29.08.2016; Artikel 1 
[2] https://www.ppc-
ag.de/projekte/enbw/ 
[3] W. Kühling, „Zwang zum 
strahlenden Strom-Messsys-
tem? BUND 2016 
[4] F. Lange, „Zwischenbe-
richt zur Funkdatenübertra-
gung von Hauswasserzäh-
lern“, 2018, unveröffentlicht  

EMF-Strahlungslast 

bleibt marginal  

https://www.ppc-ag.de/projekte/enbw/
https://www.ppc-ag.de/projekte/enbw/
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Um die Ausgangsfrage zu 
beantworten: Wenn man 
nach der Allgemeinverfü-
gung des Thüringer Lan-
desamtes für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz 
(TLUBN) vom 01.12.2020 
geht, so ist Ronneburg ne-
ben weiteren 18 Gemein-
den zum RVG erklärt wur-
den. 
 
Den gesetzlichen Vor-
schriften zur Ausweisung 
eines RVG liegt als einzi-
ges Ziel der Gesundheits-
schutz der Bevölkerung 
zugrunde. Dies ist in Ord-
nung und ist nicht zu bean-
standen. Andererseits ist 
es jedoch so, dass die fal-
sche Ausweisung eines 
Gebietes zu einem RVG 
zu vermeiden ist, da diese 
nur unnötige Ängste schürt 
und zu erheblichen Aus-
wirkungen für Privatperso-
nen, Firmen und auch die 
Gemeinde führt. Zu nen-
nen sind beispielhaft nur 
die finanziellen Mehrauf-
wendungen für durchzu-
führende Messungen, 
Mehraufwendungen bei 
Neubauten bzw. Sanierun-
gen oder auch der Image-
schaden, den die gesamte 
Region erleidet. Wer zieht 
schon gern in ein RVG um, 
wo ggf. gesundheitliche Ri-
siken bestehen könnten? 
Welche Firma siedelt sich 
schon gern in einem RVG 
an, wo diese für Investitio-
nen erheblich mehr auf-
wenden muss, als in einem 
anderen Gebiet? Dies hat 
dann alles Auswirkungen 
auf die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung der 
Stadt, z.B. auf die Einwoh-
nerentwicklung, die Fi-
nanzzuweisungen, die 

Gewerbesteuerentwick-
lung oder auch nur so 
simple Fragen wie, kann 
sich die Stadt in Zukunft 
noch ein Sommerbad leis-
ten usw. usw.? Aber auch 
der andere Fall ist nicht zu 
unterschätzen. Ein Gebiet 
das tatsächlich zum RVG 
erklärt werden müsste, 
aber aufgrund einer fehler-
haften Bestimmung durch 
das TLUBN nicht zum 
RVG erklärt wird, ist eben-
falls nicht hinnehmbar. Die 
Bürger in diesen Gebieten 
sind keine Bürger zweiter 
Klasse und haben ge-
nauso Anspruch auf einen 
entsprechenden Gesund-
heitsschutz wie andere 
Bürger auch. 
Bei der Bestimmung eines 
RVG muss die zuständige 
Behörde TLUBN somit die 
notwendige Sorgfalt, Ge-
nauigkeit und Wissen-
schaftlichkeit walten las-
sen um Fehlausweisungen 
oder Nichtausweisungen 
zu vermeiden. Da wir 
Zweifel hatten, dass die 
Behörde TLUBN bei der 
Ermittlung der RVG diese 
notwendige Sorgfalt usw. 
hat walten lassen, haben 
wir gegen die Allgemein-
verfügung, wie mindestens 
drei weitere Gemeinden 
und mindestens eine Pri-
vatperson sowie ein in 
Ronneburg ansässiger 
Verein vor dem Verwal-
tungsgericht Gera geklagt. 
Die zwischenzeitlich 
durchgeführte Aktenein-
sicht und der bisher er-
folgte äußerst umfangrei-
che Schriftverkehr in der 
Klagesache haben so gra-
vierende Fehler bei der 
Bestimmung der RVG ans 
Licht gebracht, dass die 

Allgemeinverfügung kei-
nen Bestand haben kann. 
Bereits die Durchsicht der 
Akte und die Lektüre des 
Gutachtens, auf welches 
die Allgemeinverfügung 
gestützt wird, legen den 
Schluss nahe, dass das 
ganze Verfahren zur Be-
stimmung der RVG nur 
eine „Alibi-Veranstaltung“ 
der TLUBN zur Einhaltung 
der gesetzlichen Vorschrif-
ten innerhalb der verblei-
benden kurzen Frist für 
von vornherein festste-
hende Gebiete, wie Ron-
neburg, war. Die TLUBN 
hat tatsächlich viel zu spät 
angefangen um eine kor-
rekte Bestimmung der 
RVG vornehmen zu kön-
nen. 
 
Wir können nachfolgend 
aufgrund des beschränk-
ten Platzes nur die gröbs-
ten Fehler, auf die wir ge-
stoßen sind, anreisen und 
benennen. Abschließend 
werden wir dann unsere ei-
genen Berechnungen an-
hand der äußerst fragwür-
digen Daten der Behörde 
TLUBN veröffentlichen. 
Der aufmerksame Leser 
wird sich dann selbst ein 
Urteil bilden können, was 
er von der Allgemeinverfü-
gung zu halten hat. 
 
1.  Völlig unzureichende 

Datenanzahl 
Für ganz Thüringen wur-
den gerade einmal 301 
Messdaten aus den Jah-
ren 1993 bis 2003 zur Be-
stimmung der RVG be-
nutzt. Bei diesen histori-
schen Messdaten handelt 
es sich um Kurzzeitmes-
sungen von gerade einmal 
bis zu einer Stunde und 
geringer räumlicher Aus-
dehnung, die eigentlich für 
einen anderen Zweck be-
stimmt waren. Wenn man 
weiß, dass an genau dem 
gleichen Standort mit ge-
nau den gleichen Messbe-
dingungen die Messwerte 
um den Faktor bis 100 

schwanken können, dann 
kann man einschätzen, 
welche Qualität die Daten 
der Kurzzeitmessung ha-
ben. Nur Langzeitmessun-
gen würden einen verwert-
baren Messwert liefern. 
Für mindestens ein Drittel 
der Daten sind der Tag der 
Messung und weitere Pa-
rameter nicht mehr be-
kannt. Weiterhin wurden 
für eine Reihe von Daten 
die Messbereiche der 
Messgeräte überschritten, 
so dass die Daten gar nicht 
verwendbar sind, denn sie 
sind schlicht weg falsch. 
Mit diesen Daten ist eine 
wissenschaftliche Auswer-
tung nicht möglich. Diese 
301 Messdaten wurden 16 
geologischen Formationen 
zugeordnet, wobei über 
die Hälfte der Daten auf 4 
Formationen fallen. Die 
TLUBN geht selbst von 
174 Festgesteinsformatio-
nen in Thüringen aus. So-
mit gibt es für 158 Formati-
onen keine Messdaten. 
Für 2 Formationen (Silur 
und Tertiär) gibt es nur ei-
nen Messwert und für 1 
Formation (Kambrium) gibt 
es nur 2 Messwerte. Wenn 
man dann noch die 
Schwankungsbreite der 
Messdaten innerhalb einer 
Formation betrachtet (z.B. 
Bundsandstein 41 Mess-
daten, Schwankung Mini-
mum, Maximum: 9175 %!) 
ist klar, dass eine Wahr-
scheinlichkeitsrechnung 
mit diesen wenigen Daten 
nicht möglich ist. Man kann 
bei diesen wenigen Daten 
(1 Messwert, 2 Messwerte, 
6 Messwert usw.) keinen 
Mittelwert bilden oder eine 
Verteilung ableiten. Das 
TLUBN hat dies aber ge-
macht und gaukelt vor, 
wissenschaftlich gearbei-
tet zu haben. Trotz der feh-
lenden Messdaten hat das 
TLUBN keine eigenen 
Messungen veranlasst und 
die Messdaten ohne Prü-
fung auf Qualität für die 
Berechnungen benutzt. Mit 

Radonvorsorgegebiete 

Ist Ronneburg ein Radonvorsorge-

gebiet (RVG)? 
Heiko Örtel (Leiter Haupt-/Finanzverwaltung Stadt-
verwaltung Ronneburg) 
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derart wenigen und zudem 
fehlerhafte Daten kann 
man keine seriöse Prog-
nose erstellen. Nur am 
Rande sei erwähnt, dass 
für die sechs RVG Goldist-
hal, Gräfental, Kauern, 
Paitzdorf, Ronneburg und 
Posterstein nicht ein einzi-
ger Messwert für die Be-
rechnungen vorhanden 
war. 
 
2.  Unzulässige Bildung 

von Homogengebieten 
Um dieses Dilemma der 
fehlenden Daten zu ka-
schieren, hat das TLUBN 
aus den 174 Festgesteins-
formationen lediglich 22 
Homogengebiete gebildet. 
Damit gibt es für 6 Homo-
gengebiete immer noch 
keine Thüringer Messda-
ten. Für diese wurde dann 
auf den Bundeswert zu-
rückgegriffen. Diese Bil-
dung von Homogengebie-
ten geht jedoch nicht und 
führt zwangsläufig zu einer 
größeren Ungenauigkeit, 
die in den weiteren Be-
trachtungen nicht beachtet 
wurden. Der umgekehrte 
Weg wäre möglich: Man 
kann ein zusammenge-
setztes Gebiet, welches 
aus mehreren Einzelgebie-
ten besteht und wo man für 
die Einzelgebiete die 
Messdaten hat, dieses zu-
sammengesetzte Gebiet in 
die Einzelgebiete aufteilen 
und erhält damit eine grö-
ßere Genauigkeit. Es geht 
aber nicht, Gebiete, für die 
nur für ein Teilgebiet Daten 
vorliegen, zu Homogenge-
bieten zusammenzufassen 
und diesem Gesamtgebiet 
dann den Wert des einen 
Teilgebietes zuordnen. Zu-
dem ist die Bildung der Ho-
mogengebiete überhaupt 
nicht nachvollziehbar und 
überprüfbar. Dennoch hat 
das TLUBN unzulässiger 
Weise Homogengebiete 
gebildet. 
 

3.  Verwaltungsgrenzen 
wurden teilweise 
falsch bestimmt 

Die RVG sind von der zu-
ständigen Behörde TLUBN 
innerhalb der bestehenden 
Verwaltungsgrenzen zu 
bilden. Das TLUBN hat die 
RVG jedoch nicht „inner-
halb“ der bestehenden 
Verwaltungsgrenzen fest-
gesetzt sondern „in“ den 
Grenzen der bestehenden 
Verwaltungsgebiete. Zu-
nächst hat das TLUBN er-
mittelt, wenn eine Festset-
zung in den Grenzen eines 
Landkreises oder in den 
Grenzen einer Verwal-
tungsgemeinschaft erfol-
gen würde, so könnte kein 
einziges RVG ausgewie-
sen werden, da aufgrund 
eines sogenannten „geo-
statischen Verdünnungsef-
fektes“ das betroffene Ge-
biet in der Grenze der Ver-
waltungseinheit Landkreis 
oder in der Grenze der 
Verwaltungsgemeinschaft 
„untergeht“. Deshalb 
wurde die Entscheidung 
getroffen, die RVG in den 
Grenzen der Gemeinden 
zu bestimmen. Dieser geo-
statische Verdünnungsef-
fekt wirkt aber auch in ei-
ner Gemeinde, die aus 
mehreren Ortsteilen be-
steht oder einer Stadt, die 
aus mehreren eingemein-
deten Gemeinden besteht. 
Erst recht wirkt dieser geo-
statische Verdünnungsef-
fekt bei den kreisfreien 
Städten. Diese sind teil-
weise größer als eine Ver-
waltungsgemeinschaft und 
vergleichbar mit einem 
Landkreis. Das TLUBN hat 
jedoch weder in einer Ge-
meinde oder Stadt einen 
einzelnen Ortsteil unter-
sucht noch hat sie in einer 
kreisfreien Stadt die einge-
meindeten Ortsteile be-
trachtet. Es wurde lediglich 
die gesamte Gemeinde, 
die gesamte Stadt oder die 
gesamte kreisfreie Stadt 
als eine Verwaltungs-

einheit betrachtet. Nur ein 
Beispiel: Der Ortsteil Nau-
litz der Stadt Gera hat eine 
ähnliche Geologie wie 
Ronneburg. Ronneburg 
wurde als RVG festgesetzt 
und Naulitz hingegen 
nicht. Naulitz geht in der 
Stadt Gera „unter“ weil dort 
die anderen Flächen der 
Stadt dann den Ausschlag 
geben. So eine Betrach-
tungsweise kann aber 
nicht zulässig sein. Die 
Bürger in Naulitz haben si-
cherlich den gleichen An-
spruch auf eine korrekte 
Bestimmung der RVG. 
Oder ein anderes Beispiel: 
Wenn Ronneburg RVG ist, 
muss dann zwangsläufig 
auch der Ortsteil Grobs-
dorf ein RVG sein? Grobs-
dorf wurde jedoch nicht se-
parat untersucht. Als Orts-
teil von Ronneburg ist es 
damit kraft Festsetzung 
durch die TLUBN ein RVG 
und dies auch dann, wenn 
dort überhaupt keine Ra-
donbelastung bestehen 
würde. 
 
4.  Es fanden keine Unter-

suchungen für ein Ra-
donpotential (RP) zwi-
schen 20 und 44 statt. 

Das Bundesamt für Strah-
lenschutz (BfS) hat in dem 
von ihm entwickelten Prog-
noseverfahren festgestellt, 
dass bei einem RP größer 
44 keine weiteren Untersu-
chungen notwendig sind 
und mit großer Wahr-
scheinlichkeit von einem 
RVG auszugehen ist. Bei 
einem RP Wert von unter 
20 ist mit großer Wahr-
scheinlichkeit davon aus-
zugehen, dass kein RVG 
gegeben ist. Liegt der er-
mittelte RP Wert jedoch 
zwischen 20 und 44 so ist 
keine Aussage möglich 
und es sind weitere Unter-
suchungen anzustellen. 
Das TLUBN hat für Ronne-
burg RP=68,4 ermittelt und 
damit ist Ronneburg nach 
Auffassung des TLUBN 

ein RVG. Abgesehen von 
den 19 festgesetzten RVG 
wurde für fast alle anderen 
Gemeinden ein RP Wert 
zwischen 20 und 44 ermit-
telt. Mindestens 10 Ge-
meinden weißen dabei ei-
nen RP Wert von über 40 
auf. Für keine einzige die-
ser Gemeinden hat die 
TLUBN weitere Untersu-
chungen angestellt, ob-
wohl vorhandene Innen-
raummessungen eindeutig 
auf eine erhöhte Radonbe-
lastung hinweisen und ein-
zelne Gemeinden zu RVG 
hätten erklärt werden müs-
sen. Dies ist ein grober 
Verstoß gegen das vom 
BfS aufgestellte Prognose-
verfahren und ist nicht hin-
nehmbar. Der Gesund-
heitsschutz fällt für die be-
troffenen Bürger an dieser 
Stelle komplett weg. 
 
5.  Für einzelne Gemein-

den wurde das Radon-
potential (RP) falsch 
ermittelt. 

Die vom TLUBN im Rah-
men der Akteneinsicht 
übergebenen Akten sind 
äußerst unvollständig. Die 
Messdaten waren gar nicht 
enthalten. Lediglich für 
zwei Gemeinden (Schmal-
kalden und Steinbach-Hal-
lenberg) konnten die Be-
rechnungen in Ansätzen 
einer Plausibilitätsbetrach-
tung unterzogen werden, 
da sich im Gutachten zu 
den beiden Messwerten 
der Gemeinden eine Aus-
sage fand. Einer der bei-
den Messwerte war jeweils 
deutlich höher als der an-
dere Messwert. Dieser hö-
here Messwert wurde bei 
den Berechnungen jedoch 
einfach nicht beachtet und 
weggelassen und führte 
dann im Ergebnis dazu, 
dass beide Gemeinden 
kein RVG sind. Da ist die 
zuständige Behörde 
TLUBN für diese beiden 
Gemeinden schon in der 
komfortablen Lage zwei 
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Messwerte zu besitzen 
und dann lässt sie einen 
davon weg. Die Berech-
nungen sind für diese bei-
den Gemeinden somit 
falsch. Nun gut, diese bei-
den Gemeinden sind Kur-
orte. Die Ausweisung ei-
nes Kurortes als RVG 
wäre wohl nicht gut ange-
kommen. Die Behörde 
TLUBN weigert sich die 
Daten für diese beiden Ge-
meinden herauszugeben, 
da diese Gemeinden nicht 
Klagegegenstand sind. Es 
besteht die Vermutung, 
dass weitere Gemeinden 
falsch berechnet wurden. 
 
6.  Die Methode des BfS 

und der Schwellenwert 
RP = 44 wurden falsch 
angewendet 

Das Bundesamt für Strah-
lenschutz (BfS) hat für 
seine Berechnungen und 
für die Ermittlung des 
Schwellenwertes RP=44 
die allgemein zugängliche 
Karte GK1000 verwendet. 

Diese Karte enthält neben 
den Festgesteinen auch 
die darüber liegenden Lo-
ckergesteine aus dem Ter-
tiär und Quartär. Dies ist 
auch logisch, da viele 

Messungen gerade in den 
Lockergesteinen stattge-
funden haben und diese 
oftmals auch eine hohe 
Mächtigkeit erreichen. 
Deshalb können diese 
nicht weggelassen wer-
den. Diese Lockergesteine 
haben ein anderes RP als 
die Festgesteine und wir-
ken abschirmend gegen 
das oftmals höhere RP der 
darunterliegenden Festge-
steine. Wie sich erst nach 
einigen Schriftsätzen her-
ausgestellt hat (der Akte 
war das nicht zu entneh-
men), hat die zuständige 
Behörde TLUBN jedoch für 
ganz Thüringen für ihre 
Berechnungen eine Karte 
verwendet (GÜK200 abge-
deckt), aus der die Locker-
gesteine des Tertiärs und 
des Quartärs entfernt wur-
den. Sie hat also eine 
Karte verwendet, die nur 
die Festgesteine enthält 
und hat den Schwellenwert 
RP=44 unverändert über-
nommen. Wenn man aber 

die Methode derart gravie-
rend ändert, die abschir-
menden Gesteinsschich-
ten nicht beachtet, die je-
doch tatsächlich vorhan-
den sind, dann muss man 

auch den Schwellenwert 
neu ermitteln und anpas-
sen. Dies ist jedoch nicht 
geschehen. Das TLUBN 
hat einfach den gleichen 
Schwellenwert RP=44 an-
gesetzt, der für eine Geo-
logie mit Lockergesteinen 
bestimmt wurde. Zum bes-
seren Verständnis ein ana-
loges Beispiel: Wasser sie-
det auf Meereshöhe bei 
100 °C. Begibt man sich 
auf 2.000 m Höhe, so kann 
man nicht einfach davon 
ausgehen, dass Wasser in 
2.000 m Höhe auch bei 
100 °C siedet. Dies ist 
nachweislich falsch. Was-
ser siedet in 2.000 m Höhe 
bereits bei 93 °C. Da das 
TLUBN seiner Allgemein-
verfügung den Schwellen-
wert RP=44 zugrunde ge-
legt hat, sind alle Berech-
nungen falsch. Die Allge-
meinverfügung kann we-
gen dieser falschen An-
wendung des Schwellen-
wertes nur als insgesamt 
unwirksam festgestellt 

werden. 
 

7.  Der 
Messwert für 
Korbußen ist 
mit Silur falsch 
zugeordnet 
Wir hatten unter 
1. schon ausge-
führt, dass es für 
Silur in Thüringen 
nur einen Mess-
wert gibt und das 
TLUBN mit dieser 
Zuordnung und 
diesem Wert Silur 
RP=75,7 gerech-
net hat. Dieser 
Messwert liegt in 
Korbußen (Kurz-
zeitmessung vom 
21.09.2001). Die 
Zuordnung ist je-
doch falsch. Wie 
uns das BfS 

schriftlich bestätigt hat, 
wurde die Messung in den 
quartären Lockergesteinen 
durchgeführt, nicht aber im 
Silur. Auch die darunterlie-
genden Festgesteine sind 

nicht Silur sondern Ordovi-
zium Lederschiefer. Wenn 
man nur aber in Gemein-
den, in denen angeblich 
die vorherrschende Geolo-
gie Silur ist (diese Gemein-
den sind Kauern, Paitzdorf 
und Ronneburg), mit ei-
nem falschen Wert für Silur 
rechnet, so kann nur die 
ganze Berechnung falsch 
sein. Aus diesem Grund 
sind die Berechnungen der 
zuständigen Behörde 
TLUBN für die Gemeinden 
Kauern, Paitzdorf und 
Ronneburg falsch. 
 
8.  Falsche Zuordnung 

von Devon zu Silur in 
Ronneburg 

Die zuständige Behörde 
TLBUN hat ihren Berech-
nungen die Karte GÜK200 
abgedeckt (Karte Festge-
steine) zugrunde gelegt. 
Diese Karte kann unter 
https://antares.thuerin-
gen.de/ (Geologie und Bo-
denkunde; Geologie; Geo-
logische Karten; Einzelthe-
men; GÜK200; GÜK 200 
(Flächen Festgestein) ein-
gesehen werden. Falsch 
und nicht nachzuvollzie-
hen ist jedoch, wieso das 
TLUBN für Ronneburg von 
seiner eigenen Methode 
und Karte abweicht und 
die großflächige Festge-
steinsformation Devon (50 
% der Fläche, RP=35,2) in 
seinen Berechnungen dem 
Silur (RP=75,7) zuordnet. 
Einzige Erklärung ist, Ron-
neburg sollte zum RVG 
hingerechnet werden. Wie 
schon gesagt, für Ronne-
burg gibt es keinen einzi-
gen Messwert. Es ist somit 
unzulässig von der eige-
nen Methode abzuweichen 
und eine Zuordnung vorzu-
nehmen, wie sie einem ge-
rade passt. Dazu kommt 
noch, dass der Wert Silur 
RP=75,7 falsch ist 
(siehe7.). Die Berechnung 
für Ronneburg ist somit 
auch aus diesem Grund 
falsch. 

GÜK200 
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9. Das Radonpotential 
für Ronneburg beträgt 
RP = 33,3 
Wir veröffentlichen in der 
Tabelle unsere eigenen 
Berechnungen für das Ra-
donpotential von Ronne-
burg unter Beachtung der 
obigen Ausführungen. Den 
Berechnungen haben wir 
die Karte mit den Locker-
gesteinen aus dem Tertiär 
und den Quartär GÜK200 
zugrunde gelegt, so wie es 
die Methode des BfS vor-
sieht. Der Schwellenwert 
von RP=44 ist damit an-
wendbar. Gerechnet ha-
ben wir nach genau den 
gleichen Formeln wie das 

TLUBN (flächengewich-
tet). Für Silur haben wir auf 
den uns vom BfS im März 
2022 schriftlich mitgeteil-
ten geometrischen Mittel-
wert aus 12 Messwerten 
von RP=46 zurückgegrif-
fen, da es für Thüringen 
keinen Messwert (siehe 
Ausführungen unter 7.) 
gab. Die Zuordnung Devon 
ist in unseren Berechnun-
gen Devon. Für die Auf-
schüttungen (ehemaliger 
Tagebau Lichtenberg) gibt 
es keinen Messwert. Wir 
haben hier den Wert für 
Devon angesetzt, wie es 
ursprünglich mal war. Wir 
haben Ergebnis 

entsprechend der tabellari-
schen Zusammenstellung 
erhalten. Mit RP=33,3 ist 
Ronneburg nach unseren 
Berechnungen mit den Da-
ten des TLUBN und den 
oben genannten Fehlerbe-
richtigungen somit kein 
RVG. Auch die vorhande-
nen Innenraummessun-
gen, welche das TLUBN 
nicht verwendet hat, bestä-
tigen dies. 
Es gibt auch berechtigte 
Zweifel, ob die vom 
TLUBN angewandte Me-
thode (flächengewichtete 
Ermittlung), 
da diese erheblich von der 
Methode des BfS 

abweicht, überhaupt 
zulässig ist und es 
sich um eine wissen-
schaftlich basierte 
Methode handelt. 
Das TLUBN bleibt 
diesen Nachweis je-
denfalls schuldig. 
Wir haben diesen 
Ansatz jedoch nicht 
weiterverfolgt, da 
uns hierzu das Fach-
wissen fehlt und 
nach unserer Auffas-
sung die oben ge-
nannten Fehler be-
reits ausreichen um 
die Allgemeinverfü-
gung zu Fall zu brin-
gen. Wahrscheinlich 
lassen sich noch 
weitere Fehler und 

Falschberechnun-
gen finden, wenn 
man tiefer in die Ak-
ten und Berechnun-
gen einsteigt. Hierzu 
müsste die Behörde 
dann aber die Daten 
herausgeben, was 
bisher nicht gesche-
hen ist. 
 
Wir hoffen, dass wir 
Ihnen unsere Auffas-
sung zu der Allge-
meinverfügung dar-
legen konnten. Wie 
letzten Endes die 
Gerichte entschei-
den werden, bleibt 

abzuwarten. 

Heiko Örtel 
 
 
 

Vorinformation 

Der Kirchliche Umweltkreis 

Ronneburg veröffentlicht in 

einer Beilage der nächsten 

Strahlentelex-Ausgabe Er-

gebnisse auf Grundlage 

vorjähriger Messungen mit 

einer orientierenden Ein-

teilung des Stadtgebietes 

zur zu erwartenden Ra-

donkonzentration in Ge-

bäuden.

Flä-
che 

Geo-
log. Schicht 

Strati- 
graphie 

Geo-
code 

Thür.  
RP Fläche Anteil 

Flächen- 
gewichtetes 

Nr. Einheit     BfS TLuBN km² Fläche% Radonpot.  
1 docuB Schleiz Gruppe Devon 240 35,2 0,0082 0,0430 0,0151 

2 doGED Lagerdiabas 
Maf.Vul-
kanite 861 30,8 0,0984 0,5144 0,1584 

3 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 1,0958 5,7284 2,0164 

4 si Silur Silur 230 46,0 0,2286 1,1950 0,5497 

5 si Silur Silur 230 46,0 0,3366 1,7596 0,8094 

6 qwLo Löslehm Quartär 544 12,8 0,1160 0,6063 0,0776 

7 oGL Lederschiefer 
Ordovi-
zium 222 33,2 0,2769 1,4475 0,4806 

8 qwLo Löslehm Quartär 544 12,8 4,0477 21,1590 2,7084 

9 qegf glazifl-fluciatile Quartär 521 17,5 0,0527 0,2756 0,0482 

10 qegf glazifl-fluciatile Quartär 521 17,5 0,2422 1,2663 0,2216 

11 si Silur Silur 230 46,0 0,3366 1,7596 0,8094 

12 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 1,9008 9,9362 3,4975 

13 Aufsch Aufschüttung     35,2 0,0033 0,0175 0,0062 

14 Aufsch Aufschüttung     35,2 1,5886 8,3043 2,9231 

15 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,5080 2,6555 0,9347 

16 si Silur Silur 230 46,0 0,0031 0,0161 0,0074 

17 si Silur Silur 230 46,0 0,0878 0,4591 0,2112 

18 si Silur Silur 230 46,0 0,0382 0,1995 0,0918 

19 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,2500 1,3067 0,4600 

20 oGL Lederschiefer 
Ordovi-
zium 222 33,2 0,9715 5,0785 1,6861 

21 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,4758 2,4872 0,8755 

22 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 1,1344 5,9300 2,0874 

23 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,0113 0,0588 0,0207 

24 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,4180 2,1853 0,7692 

25 dudm 
oberer-
Grapt.schiefer Devon 240 35,2 0,0273 0,1425 0,0502 

26 si Silur Silur 230 46,0 4,8720 25,4681 11,7904 

    Summe       19,1300 100,0000 33,3061 
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Für unsere Leser der 
Druckausgabe informieren 
wir über die aktuelle Stel-
lungnahme des Kirchli-
chen Umweltkreises Ron-
neburg bzw. dessen klage-
berechtigten Vertreter: 

 
Betrifft: Verwaltungs-
streitsache Frank 
Joachim Lange gegen 
Freistaat Thüringen 
wegen Atom- und 
Strahlenschutzrechts 
5K 61/21 Ge 
 
Die Stellungnahme ist 
nur in der Druckausgabe 
veröffentlicht. 

Radonvorsorgegebiete 

Stellungnahmen zum beabsichtig-

ten „Ruhenlassen“ des Klagever-

fahrens gegen die Thüringer All-

gemeinverfügung der Radonvor-

sorgegebiete 


